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L92009 Sozialhilfe Grundsicherung Mindestsicherung Wien

Norm

WMG §21

Rechtssatz

Soweit die Beschwerdeführerin ausführt, es tre2e sie kein Verschulden an der unterbliebenen unverzüglichen

Meldung der nunmehr rückgeforderten, aus lukrierten Einkommen von Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft

resultierenden Beträgen, ist festzuhalten, dass die Verp5ichtung zur unverzüglichen Meldung von Änderungen der

Einkommensverhältnisse sämtliche Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft tri2t und daher – neben der

Beschwerdeführerin – auch die Herren B. S. und C. S. verp5ichtet gewesen wären, die Aufnahme ihrer Erwerbstätigkeit

dem Träger der Bedarfsorientierten Mindestsicherung anzuzeigen. Auch steht fest, dass die Beschwerdeführerin selbst

im Zuge der durchgeführten mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht Wien ausführte, sie habe von der

Erwerbstätigkeit ihres Gatten sowie jener ihres Sohnes im Sommer 2014 Kenntnis erlangt. Wenn sie hierzu sinngemäß

ausführt, sie sei auf Grund des Au2orderungsschreibens der Behörde vom 18. April 2014 davon ausgegangen, ihren

Verp5ichtungen vollinhaltlich nachgekommen zu sein und sich die Behörde im Falle der Notwendigkeit der Vorlage

weiterer Unterlagen wieder an sie wenden werde, ist festzuhalten, dass bereits im Bescheid vom 18. April 2014

ausdrücklich auf die Meldep5ichten der Bedarfsgemeinschaft hingewiesen wurde, womit diese Rechtfertigung als reine

Schutzbehauptung zu werten ist. Soweit die Beschwerdeführerin nach Vorhalt ebendieses Hinweises darlegte, sie

schaue sich nicht alles durch und nehme es auch nicht wirklich ernst, ist festzuhalten, dass hieraus ein geringfügiges

Verschulden im Sinne des § 21 Abs. 3 des Wiener Mindestsicherungsgesetzes keinesfalls mehr ableitbar ist und die

Rückforderung der so zu Unrecht bezogenen Leistungen daher jedenfalls auszusprechen war.Soweit die

Beschwerdeführerin ausführt, es tre2e sie kein Verschulden an der unterbliebenen unverzüglichen Meldung der

nunmehr rückgeforderten, aus lukrierten Einkommen von Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft resultierenden

Beträgen, ist festzuhalten, dass die Verp5ichtung zur unverzüglichen Meldung von Änderungen der

Einkommensverhältnisse sämtliche Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft tri2t und daher – neben der

Beschwerdeführerin – auch die Herren B. S. und C. S. verp5ichtet gewesen wären, die Aufnahme ihrer Erwerbstätigkeit

dem Träger der Bedarfsorientierten Mindestsicherung anzuzeigen. Auch steht fest, dass die Beschwerdeführerin selbst

im Zuge der durchgeführten mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht Wien ausführte, sie habe von der

Erwerbstätigkeit ihres Gatten sowie jener ihres Sohnes im Sommer 2014 Kenntnis erlangt. Wenn sie hierzu sinngemäß

ausführt, sie sei auf Grund des Au2orderungsschreibens der Behörde vom 18. April 2014 davon ausgegangen, ihren

Verp5ichtungen vollinhaltlich nachgekommen zu sein und sich die Behörde im Falle der Notwendigkeit der Vorlage

weiterer Unterlagen wieder an sie wenden werde, ist festzuhalten, dass bereits im Bescheid vom 18. April 2014

ausdrücklich auf die Meldep5ichten der Bedarfsgemeinschaft hingewiesen wurde, womit diese Rechtfertigung als reine

Schutzbehauptung zu werten ist. Soweit die Beschwerdeführerin nach Vorhalt ebendieses Hinweises darlegte, sie

schaue sich nicht alles durch und nehme es auch nicht wirklich ernst, ist festzuhalten, dass hieraus ein geringfügiges

Verschulden im Sinne des Paragraph 21, Absatz 3, des Wiener Mindestsicherungsgesetzes keinesfalls mehr ableitbar ist

und die Rückforderung der so zu Unrecht bezogenen Leistungen daher jedenfalls auszusprechen war.

Schlagworte

Die Mildeobliegenheiten des § 21 WMG treffen sämtliche Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft
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